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27. 4. 1960 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom 
das Bangseuchen-Gesetz 

. wird. 
dem 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

. Artikel I. 

, mit 
abgeändert 

Das Bangseuchenl-Gesetz, BGB!. Nr. 147/1957, 
wird abgeändert wie folgt: 

. 1. Im § 3 erhalten die Abs. 2 und 3 folgende 
Fassung: . 

,,(2) Wird auf Grund von Untersuchung'en im 
Sinne des § 12 in einem Bestand auch nur ein 
Rind als bangpositiv festgestellt (Bangreagent), so 
ist der Bestand bangverseucht im Sinne dieses 
Bundesgesetzes. Werden keine, 0 Bangreagenten, 
jedoch ein oder mehrere bangverdächtige Rinder 
festgestellt, so ist der Bestand bangverdächtig im 
Sinne dieses Bundesgesetzes. 

(3) Der Amtstiera1.lt oder der vom Landes­
haupomann mit der Durchführung von Erhebun­
gen betraute Tierarzt (beauftragte Tierarzt) hat 
von Amts wegen zu kennzeichnen: 

a) jedes Rind, das zur Untersuchung kommt, 
durch Ohrmarke, es sei denn, daß es, durch 
eine solche bereits gekennzeichnet ist, 

b) jeden Reagenten, der Bangbakterien aus­
scheidet oder von dem an1zunehmen ist, daß 
er jederzeit mit dem Ausscheiden, beginnen 
kann (Aussch.eider), ·durch zweimalige Lo­
chung des. rechten Ohres (Lochdurchmess.er 
15 mm) 'und 

c) jeden sonstigen Reagenten und jedes bang­
verdächtige Rind, dessen Abgabe ange­
ordnet' wird, durch einmalige Lochung." 

. 2. Im § 4 erhalten die Abs. 1 bis 3 folgende 
Fassung: 

,,(1) In bangverseuchten Beständen ist die Seuche 
durch fristgemäße Albgabe der Bangreagenten zu 
tilgen. Werden in einem Bestand neben Reagenten 
auch bangverdächtigeRinder festgestellt, so kann 
die Bezirksverwaltung~behörde die Abgabe auch 
der bangverdächtigen Rinder anordnen, wenn 
hiedurch die Tilgung der Seuche im Bestande be­
scllleunigt werden kann. Beträgt die Zahl der 
Reagenten'oderder Reagenten und der bang­
verdäd1tigen Rinder in Bestande drei.Yiertel oder 

mehr der ansteckungsfähigen Rinder, so kann die 
Bezirksverwaltungshehörde die,Abgabe sämtlicher 
ansteckungsfähiger Rinder des Bestandes an­
ordnen" es sei denn, daß bei Abwägurig der wirt­
schaftlichen oder züchterischen Interessen mit 
jenen der Seuchenbekämpfung erstere überwiegen 
(Sanierung des Bestandes). 

(2) Die Abgahefristen haben mindestens zwei 
Wochen und höch,stens ein Jahr zu betragen, in . 
den Fällen des Albs. 1 zweiter Satz jedoch höch­
stens sechs Wochen. Innerhalb dieser Rahmen­
fristen hat das Bundesministerium für Larid- und 
Forstwirtschaft durch Verordnung die zulässigen 
Abgabefristen je nach der Größe der Ansteckungs­
gefahr und des Betriebes sowie des Verseuch·ungs.­
grades, des Bestandes oder des Gebietes so· ab­
zustufen, daß die Freimachung des Bekämpfungs­
gebietes unter tunIichster Vermeidung wirtschaft-
licher Härten ehebaldigst erreicht wird. . 

(3) Die Verpflichtung zur Abgabe und die Ab­
gabefrist gemäß Abs. 2 hat die Bezirksverwal­
tungsbehörde dUrch Bescheid auszusprechen 
(Abgahebesch'eid). über eine Berufung gegen den 
Ahga:bebescheid. entscheidet der Landeshaupt­
mann. Eine weitere Berufung ist nicht zulässig." 

3. Im § 7 treten an Stelle der Abs. 3. und 4 
folgende Ahsätze: 

,,(3) Wird in einem bangfreien Bestand der 
Verdacht einer Verseuchung festgestellt,. so hat 
die Bezirksverwaltungsbehörde zur Klärung der 
Seuchenverhältnisse im Bestand ein Unter­
suchungsverfahren einzuleiten und durch Bescheid 
das Ruhen der Anerkennung des Bestandes als 
bangfreier Bestand auszusprechen. Ein solcher 
Bestand darf im geschäftlichen Verkehr nicht als 
bangfreier Bestand auszusprechen. Ein solcher 
liegt jenen Verkehrsbes.chränkungen, die erforder­
lich sind, um die Seuchenverhältnisse festzustellen 
oder die Verbreitung der Seuc.h!e zu vel'hindern 
(Sperre). Solche Verkehr.l1besmränkungen können 
insbesondere das VeI'bot der Abgabe von Rindern 
und das Verbot des Auftriebs auf Viehmärkten 
sem. 

(4) Führt das gemäß Abs. 3 eingeleitete Unter­
suchungsverfahren zu einem negativen Ergebnis, 
so hat die Bezirks,verwaltungsbehörde die Be­
.endigung des Ruhens' der Anerkennung' durch 
Bescheid auszusprechen. 
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(5) Ein bangfreier Bestand verliert seine Eigen­
sch'aft als solch,er und ist wie ein verseuchter 
Bestand zu behandeln, wenn 

a) das gemäß A:b~. 3 durmgeführte Unter­
suchungsverfahren auch nur bei einem Rind 
ein po~itives Ergebnis aufweist, 

b) Rinder des Bestandes auf gemeinsamen 
Weiden, die nicht bangfrei s,ind, geweidet 
wurden oder 

c) in den Bestand Rinder, die nicht aus bang­
freien Beständen oder aus bangfreien Ge­
bieten (§ 8) stammen, eingestellt wurden. 

(6) Den Verlust der Eigenschaft als bangfreier 
Bestand hat der LandeSlhauptmann durdl' Bescheid 
festzustellen. Hiezu kann der Landeshauptmann 
durm Verordnung auch die Bezirksverwaltungs­
behör,d\! ermä<:htigen." 

4. Im § 8 Abs. 4 hat der Einleitungssatz zu 
lauten: 

"Wird in einem Bestand eines bangfreien Ge­
bietes eine neuerliche Verseumung festgestellt, so 
sind die .Bestimmungen, die für die verseuchten 
Bestände gelten, mit folgenden Abänderungen an­
zuwenden:" 

5. § 9 erhält folgende Fassung: 

klärt, so ist das bi5herige Verfahren als Verfa4ren 
der planmäßigen Bekämpfung im Sinne des § 2 
allzu erkennen. Ein Anspruch des Tierhalters auf 
Ersatz der 'Von ihm bisher zur Sanierung des 
Bestandes aufgewendeten Kosten gegenüber dem 
Bund besteht nicht." 

6. § 10 erhält foIgende Fassung: 

,,§ 10.B es c he i,ni gun gen,. 

(1) Auf Antrag de~ Tierhalters ist zu bC!schei­
nigen 

a) die Anerkennung der Bangfreiheitdes Be­
standes., wenn das Vorliegen der Voraus­
setzungen des § 7 Abs. 1 oder §, 9 Abs. 1 
festgestellt wird (Ausweis über die An~ 
erkennung der Bangfreiheit des ·Bestandes); 

b) die Bangfreiheit des Einze1rindes, wenn das 
Rind aus dem Bestande des Tierhalters 
stammt und dieser Bestand anerkannt 
bangfrei ist (Zeugnis über d.ie Herkunft 
des Rindes aus einem anerkanm bangfreien 
Bestand). Dieses Zeugnis verliert nach Ab­
la,uf von 30 Tagen, gerechnet vom Tag 
der A~sstellung an, seine Gültigkeit; 

c) das negative Ergebnis einer Blutprobe, 
wenn die Untersuchung d.es Ein;zelrind~s 
einen negativen Befund ergeben hat (Zeug-

,,§ 9. Ba n g frei e Be s t ä nd ea u ß e r haI b nis über den bangnegativen Befund eines 
der B e k ä m p fun g s geh i e t e. Einzelrindes ). Dieses Zeugnis vediert nach 

(1) In einem Bestand, d~r außerhalb eines Be- Ablauf von 30 Tagen, vom Tage der 
kämpfungsge:bietes oder in "einem 'Bekämpfungs- I UntersuchlJn1g . dur<:h die Untersuchungs-
gehiet mit Vorverfa,hren seinen Standort hat, ist anstalt a,n gerechnet, seine Gültigkeit. . 
das Bekämpfungs'Verfahren einzuleiten, wen~der (2) Auf Antrag des Tierhalters ist das Zeugnis 
Tierhalter dies schriftlich beantragt (freiwilliges gemäß Abs. 1 lrt. b bei Zutreffen der Voraus-
Verfahren). Ein Anspruch auf Anerkennung der d ch ' Z ' . ß b ' 
B gf ·h· d B d (§ 10 A·b 1 1· ) setzungen ur em eugms gemä A s. 1 

an . rei elt es estan es .' . S. It. a lit. c zu ergänzen. 
besteht nur dann, wenn der TIerhalter den Ver-
pflichtuno-en, die sich für Tierhalter in Bekämp- i (3) Hat 'der Bestand in einem ba,ngfreien Ge­
fungs<>eb;eten nach den Bestimmungen dieses biet seinen Standort, so ist in den Zeugnissen 
Bund:sgesetzes ergeben, nachkommt. nach. Abs. 1 zU5ätz.li~ noch die Bangtfreiheit des 

(2) Ein Verzicht des Tierhalters auf die Durdl- GebIetes ,zu bescheInIgen. 
führung des Verfahrens ist zulässig. Der Verzicht (4) Die Bescheinigungen im Sinne der Ahs. 1 
ist dem Landeshauptmann anzuzeigen und hat und 3 hat der Landeshauptmann aUSIlustellen. 
die Wirkung, daß das Verfahren mit dem Tage Der Landeshauptmann kann durm Verordnung 
des Einlangens der Anzeige eingestellt wird. Der ,die Bezirksverwalwngsbehörde zur AUS5tellung 
Landeshauptmann hat das Verfahren 'Von Amts dieser Bescheinigungen ermächitigen. 
wegen einzustellen, wenn der Tierhalter Ver- () V 1· . Be d d . Geb· d· . . . ...• 5 er Iert eIn stall' 0 ,er eIn I let le 
pfllchtungen, ·dle Sich fur Ihn aus diesem Bundes- E· . ch ft d B gf ·h·t (§ 7 Ab .5 ode 
gesetz oder den auf.' Grund dieses Bundesgesetzes § Ig

8
e
A
ns

b
· a

3
) er l~n reiechl d'· B ch~·. . r 

d 
.. 's. , so ver Ieren au Ie ·es einIgungen 

ergangenen Veror nungen und Verfugungen er- . S' cl Ab 1 d 3·h G··I· k . cl 
b . ch ·f 1· . . 1m Inne er s. un 1 re u ug el·t un 

ge en, trotz s TI t lmer Mahnung nIcht nach- . d L d h .. h Z 
k 

. . sm vom an 'es auptmann eIn'ZUZle en. eug-
Qm,mt. . ··ß Ab 1 1· b·.J '1· ··b . .. nIsse gema s. lt. unu. c ver leren u er-

(3). Wurden 10 den FaLle~ des ~bs. 2 Reage~ten dies auch ihre Gültigkeit, wenn eine 'Vor Ablauf 
bereits f~stgeste!lt u.nd smd dIese noch ~Icht der 30tägigen Frist vorgenommene Unter­
gekennzel?met 1m. SInne des § 3 Abs. 3.llt: b suchung ein positives Ergebnis aufweist oder 
und c, ~o Ist 'Vor Emstellung des Verfahrens dIese Bangverdacht begründet. Bei Ruhen der Aner­
Kennzeichnung nachzuholen. kennung hat die Ausstellung von Zeugnissen ge-

(4) Wird ein Gebiet, in dem der Bestand seinen I mäß Abs. 1 lit. b u. nd c für Rinder des Be­
Standort hat, zu einem Bekämpfungsgebiet er- standes zu unterbleiben. 

197 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)2 von 8

www.parlament.gv.at



(6) Die Bescheinigungen, die auf Grund dieses 
Bundesgesetzes ausizustellen sind, sind von den 
Stempelgebühren nach dem Gebührengesetz 
1957, BGBl. Nr. 267, sowie von den Bundesver­
waltungsabgaben befreit." 

7. § 16 Abs. 1 hat 'ZU lauten: 

,,(1) Der Landeshauptmann kmn, je nach den 
bestehenden Weidemöglichkeiten und dem 
Stande der Bangbekämpfung, durch Verordnung 
anol'dnen, daß auf bestimmten gemeins·amen 
Weiden nur solme Rinder weiden dürfen, deren 
Herkunftsbestände auf der' gleichen Stufe der 
Bangbekämpfung stehen (wie Weiden für Rinder 
aus verseuchten oder bangfreien Beständen, für 
Rinder mit negativem Befund, für bangfreie 
Rinde-r). " 

8. § 17 hat zu lauten: 

,;§ .17. Viehmärkte,Absatzveran­
s tal tun gen, Ti e rau k t ion e.n und 

Ti e rs c hau e n. 

(1) Der Landeshauptmann hat je nach dem 
Bedarf und dem Stand der Bangbekämpfung 
durch Verordnung Viehmärkteoder Abteilungen 
von Viehmärkten· zu bes,timmen, auf die nur' 
solche Rinder aufgetrieben werden dürfen, deren 
Herkunftsbestände ,auf der gleichen Stufe der 
Bangbekämpfung stehen (wie hangfreie Vieh­
märkte, Viehmärkte und Viehmarktahteilungen 
für Rinder mit ruegaüvem Befund gemäß § 10 
Albs. 1 lit. c). 

(2) Rinder, ,die den Voraussetzungen für den 
Auftrieb im Sinne des Ahs. 1 nicht entsprechen, 
sind von solchen Viehmärkten oder Viehmarkt­
abteilungen und deren Einrichtungen fernrLu­
halten. 

(3) Gelten die Auftri'ebshes<hränkungen im 
Sinne des Abs. 1 nur für einzelne Abteilungen 
von Viehmärkten, so müssen diese Abteilungen 
vom übrigen Viehmarkt so abgetrennt sein, daß 

3 

jede Ansteckung durch andere Tiere ausge­
schlossen i,st.· 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3' gelten 
für .A<bsatzveransraltungen, Tierauktionen und 
Tierschauen sinngemäß." 

9. Im § 19 treten folgende Kndetungen em: 

a) Die Abs. 2 bis 4 hahen 'zu huten: 
,,(2) Die Ausmerzents:chädigung ist mit einem 

festen Betrag je Rind zu bemessen, des~en Höhe 
vom Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes­

. ministerium für Finanzen durch Verordnung 
festzusetzen ist. Sie beträgt je Rind höchstens 
900 S (Grundbetrag). Zu diesem Grundbetrag 
kommt für Rinder aus IBeS'tänden" die in Berg­
bauerngebieten ihren Standort haben, ein Ge­
bi'ets.zuschlag und für Herdbuchrinde,r ein Herd­
buchzuschlag je bis 'zu einem Drittel des Grund­
betrages der Ausmerzentschädigung. 

(3) Als Bergbauerngebiete gelten die Gemein­
den, die in der Verordnung des, Bundesmini­
sreriums für Finanzen vom 11. Jänner 1956, 
BGBI. Nr. 14, aufgezählt sind, darüber hinaus 
auch Gemeinden oder Gemeindeteile, die im 
Entsiedlungsgebiet im Sinne der Kundmachungen 
der Bundesregierung über die Entsiedlungsge-' 
biete, BGBI. Nr. 334/1937 und Nr. 371/1937, 
liegen. 

(4) Der Herdbuchnachweis ist durch Vorlage 
eines Herdbuchauszuges oder eines Abstam­
mungsnachweises einer von der Landwirltschafts­
kammer anerkannten Zü(;htervereinigung zu er­
bringen." 

,b) Die bisherigen Abs. 3 bis 5 erhalten die 
Bezeichnung Abs. 5 bis 7. 

ArtikellI. 

Mit der Vollziehung d,j'eses Bundesgesetzes iS,t 
das Bundesministerium für Land- und Forst~ 
wirtschaft betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Die auf freiwilliger Basis begonnene Tilgung Die so gewonnenen Unterlagen dienten zur 
der Bangseuche konnte durch die Schaffung des Ausarbeitung der vorliegenden Novdk Z~[J1 
Bangseuchen~Gesetzes in den Jahren 1958 und Bangseuchen-Gesetz. Als wichtigste Änderungen 
1959 in großem Umfange und unter vollem seien hervorgehoben: 

Einsatz der durch das Gesetz gebotenen Mittel 1. Die Abgabefrist für die Ausscheider (zwei 
fortgesetzt werden. Im Zeitmum, von der ersten 

Wochen) stößt wegen ihrer Kürze inder Praxis Festlegung der Bekämpfungsgebiete (März, 1958) cl b h . 
bis Ende 1959 wurden zirka 534.000 Rinder auf Schwierigkeiten. Diese Frist,ie is .er·, 1m 

Gesetz verankert war, soll im Verordnungswege un.tersucht, von dl'esen rund 1,000.000 Blut- ,und ' ' 
festgelegt werden können und datniteine; elasti­zirka 3000 Milchproben entnommen. Hiebei 
schere Regelung der Reagentenabgahe, ermög­konnt~n etwas über 20.000 R'eagenten festgestellt lichen. 

werden, dies entspricht einem durchschnittl'ichen 
'Verseuchungsgrad von 3'8 Ofo der untersuchten 2. Es wird der Begriff des "bangverqächtigen 
Rinder. Diese gehörten zirka 78.000 Rinder- Rindes" in das Gesetz eingeführt. Die Bang­
beständen an, von denen sich ungefähr 10.000 seuchen-Verordnung nannte sie bisher Rin-der 
als bangverseucht erwiesen. Hievon sind 7000 be- mit "zweifelhaftem" Befund. Bei den' serologi~ 
reits bangfrei gemacht. Von den 20.000 Reagen- schen Proben gibt es einige Titerg;wppen, wo 
ten wurden 18.300 4er Schlachtung zugeführt eine endgültige Entsche~dungdarüber, ob der ,Be­
und 250 an Nutzreagenten-Verwertungsbetriebe fund positiv oder negativ zu werten ist, er~t IlJach 
(Bang) zur weiteren Nutzung abgegeben, beim einmaliger oder zweimaliger ' Wiederholu!\g , der 
Rest war Ende 1959 die Abgabefrist noch nicht Probe in Zeiträumen von drei bis fünf Wochen 
abgelaufen. Für die ausgemerzten Tiere hat der mög]ich ist. Die, "bangv,erdächtigen" Rinder sind 
Bund an die Tierhalter einen Betrag von zirka daher so eine Art Zwischenstufe zwischen bang-
18,300.000 S ausbezahlt, was einer Durchschnitts- freiem. Ri~d und Rea:genten. Die Hereinrtahme 
entschädigung pro Rind von etwas weniger als dieses in der Praxis schon woMbekannten Begrif-
1000 S entspricht. fes in das Gesetz läßt es zu, daß einige Harten 

in der Durchführung der Bekämpfung abgeschlif-
Diese Zahlen zeigen, daß mit· der Bang- fen werden können. ' 

bekämpfung eine Akt~on auf, dem Gebiete der 
Seuchentilgung eingelei,tet wurde,' wie in diesem 3. uni nicht jenen Ti:erhaltern,die in den sd­
Umfang eine solche auf gesetzlimer Basis bisher genannten Ents~edlungsgebieten ihren Wohnsitz 
nom nicht durchgeführt worden ist. Die beiden haben, den Gebietszuschlagvorenthalten zu 
Jahre haben bewiesen, daß der eingeschlagene Weg müssen, bedarf es einer Erwdterung des Begrif-
riChtig ist. Um aber die weitere Durchführung fes "Bergbauerngebiet". . ' , 
noch reibungsYoser Zu gestalten, wurden die Ve- . , . 
terinärbehörden und die Landwirtschaftskam- Eine wesentliche zusätzl-iche finanzielle Be-

lastung des Bundes tritt durch die N~v:ellieruIlg mern eingeladen, über ihre im praktischen An- '11 ' 
~ nicht ein, bei Änderungen, die finanziee Aus-wendungsbereich des Gesetzes gesammelten Er- f ch 

wirkungen erwarten lassen, wird hier au no,.' fahrungen zu berichten und allenfalls Abände-' 
. rungsvorschläge zu erstatten. Die Hekämpfung zurückgekommen werden. 
auf solch breiter .. Basis führte auch in wissen- DleZuständigkeitdes Bundes· zur' Regelung 
schr.1ftlicher Hinsicht, insbesondere in der heiklen der Materie ergibt. sich aus: Ar.tikeh10 Abs.l: 
Titerfrage, 'zu wertvollen Erkenntn1ssen, . die Z. 12 .(),Veterinärwesen") .. ;·des·B·un:des~v:erfas~ 
ehenfalls 'v,erwertet. werden sollen. ' sungsgesetzes inder. Eassuh<g y,ou:1.929; .. ', ~.;:, .. , . 
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Zu .. den einzelnen Bestimmungen wird be­
m:erkt: 

Zu § 3. 

Im Ab's. 2 wird der Begriff "bangverdächtig" 
eingeführt. Wann ein Rind ,.bangpositiv" und 
wann es "hangverdächtig" ist, ist eine technische 
Frage, aus dem Hinweis auf § 12 ergibt sich, daß 
diese Begriffe durm Verordnung festgelegt wer­
den sollen. 

Abs. 3 wurde insoweit abgeändert, daß an 
Stelle des Hinweises auf die Begriffsumsch.reibung 
des Ausscheiders im § 4 Abs. 2 die Begriffs­
u'fisch,reibung selbst gesetzt wurde, da diese in 

.der bezogenen Stelle in der neuen Fassung ent­
fallen soll.' Ferner war die Lochung auch der 
bart·gverdä'!htigen Rinder vorzuschreiben, wenn, 
wie es aie' neue Fassunog des§4 Abs. 1 vorsieht, 
deren Abgabe angeordo,etwurde. 

Abs.1: 
Zu§ 4. 

. DIe bangverdächtigen Rinder sind eine Mehr­
belastung für das FeststelIungsverfahren und ver­
zögern die Sanierung der Betriebe. Die Behörde 
soll daher die Möglichkeit haben, die Abgabe aum 
dieSer Rinder anzuordnen; sie duf allerdings von 
diesem Ermessen nur .dann Gebrauch machen, 
wenn sie die überzeugung gewonnen hat, daß 
'durmdie BeSeitigung der Reagenten . und der 
ban.gverdächtigen Rinder in einer einzigen Phase 
eine raschere SetidlentilgWlJg im Bestande erzielt 
wird. Der Ansprud! auf eine Ausmerzentschädi­
gung für soIroe Rinder grundet sich auf § 19. 
Hieraüsergibt 'sich wohl eine "Zusätzliche Be­
lastung . >desBund~s an Entschädigungen, weil 
allenfalls für ein Rind eine Entschädigung ge­
währt wf!den muß,das bei Fortsetz~ng des Ver­
fahrens . möglicherweise als' bangfrei befunden 
worden wäre. Andererseits werden aber durch 

geringerer wirtsmaftlimer Stabilität, oder die 
weitere Aufrechterhaltun,g eines Zumtbetriebes 
ernstlich gefährdet werden könnte. Es war daher 
zwar die Möglichkei~, die' Abgabe sämtlimer 
Rinder anzuordnen, vorzusehen, dom soll hievon 
nur Gebraum gemamt werden können, wen{l die 
Interessenabwägung auch bei Berücksichtigung 
wirtschaftlicher oder züchterischer Aspekte für 
die Ausmerzung des gesamten Rinderbestandes 
spricht. Auch' in .. diesem Falle ist die Mehr­
belastung an EntsdJ.ädigungen nur eine smein~ 
bare, die weit autEgewOigen wird durm Ersparung 
an Entschädigungen anläßlim von Neuaus­
brüchen. 

Abs. 2 und 3:' 

Die Bangseuchen-Verordnuni; kennt zwei Ab­
gabefristen : drei Monate und für staflk verseuchte 
Betriebe ein JaIlr. Diese Fristen haben sich be­
währt, sie 'geben den Aufkaufor.ganisationen .im 
allgemeinen ,genügend Spielraum, um in An­
passung an die Marktlage die Reageriten, wö­
möglim in' größeren Transporten zusammen­
gestellt, abholen zu können. Die Frist für Aus­
scheider wurde im Gesetz fes1:gelegt und mit' zwei 
Women bemesseIlt.Bei diesen Reagenten handelt 
es sich in der Regel um Einzelabgaben, bei denen 
die lokale Verwertung im Vordergrund steht. 
Hier erwies sich die zwei wöchige Frist als zu 
kurz. Die neugefaßte Bestimmung überläßt die 
Festlegung a·uch.dieser Frist dem Verordnungs­
weg. Es ist beabsidltigt, die zweiwöchige Frist 
durch eine längere zu erset.zen. Für die Abgabe 
nach Abs. 2 zweiter Satz konnte nur ein kurz­
frisdger Ralhmen festgelegt werden, weil andern­
falls die im Interesse· ein!!r besmleunigten' 
Seuchenti1gung gelegene Abgabeanordnung ihren 
Zweck nicht erfüllen würde. 

Zu § 7. den Entfall des Ergänzungsverfanrens (Probeent-
nahmen und Untersuchungen, Reisekosten u. dgl.) Abs.3 bis 6: 
auch·· Kosten erspart; hiezu kommen die Vorteile 
d · d' _1-' T"I ., Die Erfahrungen haben gezeigt, daß es in le Je ras ... nere 1 gung von Ansteckungsherden 
mit sich bringt. Eine ins Gewicht fallende Mehr- bangfreien Beständen selten zu einer Verseuchung 
belastung dürfte sich a,us. dieser Ausdehnung der größeren. Ausmaßes kOmmt, vorausgesetzt, daß 
Entsdilidigungspflicht nimrtergehen. der Tierhalter. die Weide- und Einstellvor:, 

. . schriften im Sinne des Abs; 1 Iit. bund c einhält. 
Der dritte Sätz betrifft die erfreulicherweise Der hä~figere Fan ist der, daß anläßlich der 

seltenen Fä11e einer bt;sonders starken Ver- periodischen Untersumungoder bei einel;" sonsti-. 
seumung eines Bestandes,. Sin& drei Viertel eines geI). Gelege~eit (wie etwa anlä~lidt eines Ver­
Bestandes bereitsv:erseucht, so ist. nach dl:n bis-. werfens) . aus ungeklärter Ursadte eine Re­
herigen Eifahrungenmh Wahrscheinlichkeit an- infektion festgestellt wird, die jedenfalls die Ver­
Zunehmen, daß a\lch die restlichen . Rinder die mu.tU~ auf eine Verseuchung oder abermaHge 
~nsteckungskeiine . bereits in sich tragen, a·um Verseuchung eines solchen Bestandes begründet. 
wenn sie. im Zeitpunkt der Untersumung ,noch Da nun der Verlust der Anerrkennung der Bang­
keinen bangpositiven Befund zeigen. Andererseits freiheit schwerwiegende wirtschaftliche Nachteile' 
aber .ist . wiederuinzu· bedenken. daß durch die mit sieb bringt (SinsteUverbot, Be,ginn eines 
VQUnän9ige AustäumungeinesRinderbestandes neuen Sanierungsvertfahrens.u. dgl.), wäre es eine 
ilil.rierhalbverhältnisinä~ kurzerZeii: die weitere ausgesprochene Hä.rte·für . den Betrieb~ wollte 
Wil"'tschaft&f.iihrunß'; bC$ondtrs'vol'l &trieben .. mit man. diesen w:iecinen'verse~ten Betriebbe-: 
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handeln. Andererseits aber verlangt ein solch~ra~t sollen daher' aus Gründen' der Ve~waltun:gs­
gegebener Seu:chenverdacht eine gewisse Vorsicht vereinfachung nur mehr über Verlangen des 
und auch im Interesse des Exportes muß zwischen Tierhalters ausgestellt werden. 
bangfreien Beständen und den' möglicherweise 
wieder verseuchten unterschieden werden. Es soll 2. Allgemein wurde vorgeschlagen, das Zeug-
daher ein UntersuchungsYerfahren einsetzen mit nis, mit dem die Bangfreiheit ,des Bestandes 
d Z · I' nachgewiesen wird, so wie 'im·Tuberkulose­em' le, dieses ungeklärte' Stadium durch eine 
endgültige Beurteilung in der' einen oder anderen: bekämpfungsverfahren, "Auj;weisC~zu nennen 
Ric.htung hin zu ersetzen. Für die Dauer dieses (Abs. 1 lit. a). 
übergangsstadiums ist das Ruhen der Anerken- 3. Im geschäftlichen Verkehr' wird Wert darauf 
nung mit den näher beZeichneten Folgen auszu- gelegt, dem Ausweis über die Bangfrei~eit des 
sprechen, ohne daß jedoch der Ausweis über die Bestandes entnehlTlen zu können,pb der Bestap.d 
Bangfreiheit eingezogen oder das Tilgurtgsver- in ei.n~m Bekämpfungsgebiet ,oder außerhalb 
fahren durch,geführt werden muß. ' eines solchen liegt. Erstere Bestände wurden der 

Hat das Untersuchungsverfahrenein negatives Kürze halber ;;bangfreie Bes,tände"schlemthin, 
Ergebnis gebracht, fallen die Besch'ränkungen letztere, da es eines Antrages auf Anerkennung 
Weg,. andernfalls ist der Bestand wie ein ver- (§ 9) bedurfte" "anerkannt bang:freie Bestände" 
seuchter Bestand zu behandeln., genannt. Diese Unterscheidung in der Bezeich,. 

Um die einzelnen Phasen nach außenhin ent- nung führte zu, Mißverständnissen und wird da­
sprechend in Erscheinung treten zu lassen, sind her fallen gelassen. Die Zeugnisse werden äber so 
das Ruhen der Anerkennung, die Beendigung gefaßt, daß auch weiterhin es möglich sein wird, 
des Ruhens und der Verlust der Eigenschaft als dem Wortlaut des Ausweises entnehineil zu 
bangfreier Bestand bescheidmäßig festzustellen. können, ob der Standort des Bestandes, in einem 
Da aber diese Wirkungen schon kraft Gesetzes Bekämpfungsgebiet oder außerhalob eines, solchen 
eintreten, kommt den Entscheidungen hierüber liegt (Abs. 1 lit. a). 
lediglichdeklaratorische, Bedeutung l zu. 4. Für bestimmte Zwecke (so für den Weide-

Zu § 8. 

Die Neufassung des Einleitungssatzes zu Abs. 4 
ergab sich aus der Änderung der, Begriffs­
bezeichnung im neugefaßten § 7 Abs. 3. 

Zu § 9. 

Von der Möglichkeit, auch Bestände außer­
halb der Bekämpfungsgebiete als bangfrei an­
erkennen :z;u lassen, wurde erfreulicherweise 
häufiger Gebrauch gemacht als erwartet. Die 
Kosten dieses Verfahrens trägt ausschließliCh der 
Tierhalter, darum soll ihm das Recht eingeräumt 
werden, jederzeit vom Verfahren zurückzutreten. 
Um jedoch einige Unzukömmlichkeiten abzu­
stellen, wurde der freiwillige Anschluß aus­
führlicher geregelt. 

Vorzubeugen war, daß nicht etwa folgender 
Vorgang sich einbürgere: .die Einleitung des Ver­
fahrens wird beantragt,' da aber Reagenten fest­
gestellt worden sind, verzichtet der' Tierhalter 
auf die Fortsetzun,g, verkauft (ohne Lochung) 
die Reagenten und meldet sich dann wieder an. 
Ferner' war eine Sanktion für den Fall vor­
zusehen, daß der Antragsteller den Verpflich­
tungen aus dem Bundesgesetz nicht nachkommt. 

Zu § 10. 

Die Gelegenheit der vorliegenden Novellierung 
wurde benützt, um in diesem Paragraphen fol­
gende Änderun.gen vorzunehmen: 

L Die P,raxis hat gezeigt, d~ß nur ein h~~ 
schränkterBedarf. an: Zeugnissen besteht: Solche' 

verkehr) genügt es häufig, daß bei EinZeltieren 
nur die Herkunft aus einem bangfreienBestarid 
und ,nicht auch ,die individuelle Bangfreiheii: 
oder überhaupt nur.' der f,angnegative ;Befund. 
nachgewiesen wird. Es waren darum für solche 
Fälle.einfachere Zeugnisse vorzusehen (Abs. 1 
lit. b und c). 

5. Wünscht der Tierhalter eine' Verbindung 
der Zeugnisse nach lit., bund c (so etwa für 
Zwecke des Exportes), s'o soll ihm diese Möglieh~ 
keitgeboten sein (Abs. 2). 

6. Die Geltungsdauer des Zeugnisses über die 
Bangfreiheit"'des' Einzeltieres wurde von, zwei 
Wochen auf einen Monat verlängert (Abs. 1 
lit. c). ' , ' 

7. Genauer war zu ,regeln, w.ann die Bescheini­
gungen ihre Gült~gkeit verlieren (Abs. 4). 

Zu den§§ 16 und 17. 
\ 

Die Eigenart der Seuche bringt es mit sich, 
daß ein Bestand, bevor er in das Endstadium 
der Bangfreiheit gelangt, eine Reihe von über­
gangsstadien zu durchgehen hat: Durch,das ge-, 
meinsanie Weiden, von Rindern, die in ver­
schiedenen Bekämpfungsstadienstehen, -könnte 
etwa ein Rind eines Bestandes; der bereits in der 
Endphase der Bereinigung steht; durch ein Rind. 
aus einem iin Anfangsstadium' befindlichen Be­
stand neu angesteckt, und in' das Anfangsstadium 
zurückgeworfen werden. Es" wird' daher,,' dem 
Landeshauptmann für die'Erlassungder ,Weide­
verordnungen, emegrößere Bewegurigsfreiheit 
eingeräumt. . 
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Dieselben überlegungen waren bei der Neu­
fassung des § 17 anzustellen: 

Zu § 19. 

Der Abgrenzung des Bergbauerngebietes wurde 
die Verordnung des Bund,esministeriums für 
Finanzen BGBI. Nr. 14/1956 zugrunde gelegt. 

. Die c in dieser Verordnung angeführten Berg­
bauerngemeinden fallen aber nicht immer mit 
dem sogenannten Entsiedlungsgebiet im Sinne 

der seinerzeit auf Grund des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 233/1937 ergangenen Kundmachungen 
zusammen. Die vorgesehene Erweiterung der 
Bergbauerngebiete bringt aber für den Bund nur 
eine geringe finanzielle Mehrbelastung, denn der 
zu erwartende Zuwachs benrägt nur etwa 5 v. H. 
der durch erstere Vel'ordnungerfaßten Berg­
bauerngemeinden, wozu noch kommt, daß viel­
fach nur Teile ,eines Gemeindegebietes (Ort­
schaften, Katastralgemeinden u. d,gl.) dul'ch die 
erwähnten Kundmachungen erfaßt werden. 
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